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ä —— — —— — 
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19. 6. 1935 Verordnung zur Abänderung des Geſetzes über die Verſeßung der unmittelbaren Staats- 
beamten in den Warte- und Ruheſtand. (Beamtenruheſtandsgeſetz) vom 23. 2. 1928 Kr 737 
163 Verordnung 


zur Anderung von Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung. 
Vom 26. Juni 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: f 


Artikel ! 
Die Zivilprozeßordnung, zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. März 1935 (G. Bl. S. 417), 
wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 850 Abſ. 1 iſt die Zahl „180 G“ zu erſetzen durch die Zahl „200 G“. 
2. Im 8 850 b Abſ. 1 ſind die Zahlen „180 G, 42 G und 7 G“ zu erſetzen durch die Zahlen 
„200 G, 45 G und 7,50 G.“ 
Artikel II 
Die Verordnung tritt am 1. Juli 1935 in Kraft. 


Eine vor dem 1. Juli 1935 erfolgte Pfändung von Anſprüchen der in den 88 850 bis 850 h 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art beſchränkt oder erweitert ſich nach Maßgabe der neuen Vor⸗ 
ſchriften von dem auf ihr Inkrafttreten nächſtfolgenden Fälligkeitszeitpunkt an. 

Auf Antrag des Gläubigers oder Schuldners hat das Vollſtreckungsgericht oder die ſonſtige Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde, die die Pfändung bewirkt hat, den Pfändungsbeſchluß entſprechend zu berichtigen. 
Der Drittſchuldner kann, ſolange ihm der Berichtigungsbeſchluß nicht zugeſtellt it, nach Maßgabe der 
bisherigen Pfändung mit befreiender Wirkung leiſten. 

Danzig, den 26. Juni 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


164 Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Warte⸗ und 
Nuheſtand (Beamtenruheſtandsgeſetz) vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39). 
Vom 19. Juni 1935. 


Auf Grund des § 1 Stelle 21 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


Das Geſetz über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Warte⸗ und Ru heſtand 
(Beamtenruheſtandsgeſetz) vom 23. Februar 1926 wird wie folgt geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 7. 1935.) 


A „unmittelbare Staat können N 2 Be 
Senat in den Warteſtand verſetzt werden, wenn zur achung der Verwaltung nel einer 
Umbildung oder Verkleinerung der ſtaatlichen Behörden oder Einrichtungen oder der Schulen | 
Beamtenſtellen innerhalb dieſer Behörden entbehrlich werden, und eine Anterbringung in einer 
anderen gleichwertigen Stellung nach pflichtgemäßem Ermeſſen des Senats nicht möglich iſt.“ 


8 2 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Das Wartegeld beträgt 80 v. H. des der Berechnung des Ruhegehalts zu Grunde liegenden 
Dienſteinkommens. Hat der Beamte zur Zeit feiner Verſetzung in den Warteſtand eine ruhe⸗ y 
gehaltsfähige Dienitzeit von 25 Jahren noch nicht zurückgelegt, jo wird das Wartegeld für jedes 
volle oder angefangene Jahr, das dem Beamten an der Dienſtzeit von 25 Jahren fehlt, um je a 
2 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens geringer bemeſſen; das Wartegeld beträgt 
jedoch wenigſtens 50 v. H. dieſes Dienſteinkommens. Im Falle des 8 16 darf es das letzte 
ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen nicht überſteigen.“ 


Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. Juni 1935. A 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Dr. Wiercinski-Keiſer 
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